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32. Gesetz: Einhebung einer Dienstgeberabgabe. 

82. 

Gesetz vom 11. Juli 1969 und vom 12. Sep­
tember 1969 über die Einhebung einer 

Dienstgeberabgabe. 

Der Wiener Landtag hat beschlossen: 

s 1 

Für das Bestehen eines Dienstverhältnisses .in 
Wien hat der Dienstgeber eine Abgabe nach den 
Bestinlntungen dieses Gesetzes zu entrichten. 

§ 2 

(l) Ein Dienstverhältnis besteht dann in Wien, 
wenn der Beschäftigungsort des Dienstnehmers 
in Wien liegt. 

b) Dienstverhältnisse, bei denen der Dienst­
nehmer das 55. Lebe1tsjahr überschritten 
hat; 

c) Dienstverhälmisse im Sinne des § 16 Abs. 3 
und 4 Behindertengesetz, LGBI, für Wien 
Nr. 22166, des § 6 Z. 5 Opferfürsorgegesetz, 
BGB!. Nr. 183/47, in der derzeit geltenden 
Fassung, und des § 1 Invalideneinstellungs­
geserz 1953, BGB!. Nr. 21, in der derzeit 
geltenden Fassung~ 

d) Lehrverhältnisse; 
e) Dienstverhältnisse, bei denen die vom 

Dienstnehmer zu leistende Arbeitszeit 
wödientlich das Ausmaß von zehn Stunden 
nicht übersteigt; 

f) Dienstverhältnisse n1it Hausbesorgern. 

§ 4 
(2) Beschäftigungsort ist der Ort, an dem die 

Beschäftigung ausgeübt wird. Wird eine Beschäf­
tigung abwechselnd an vemhiedenen Orten aus- 1 Abgabcpflichtig ist jeder Dienstgeber (physische 
geübt, aber von einer festen Arbeitsstätte aus, j oder juristische Person» der mindestens einen 
so gilt diese als Beschäftigungsort. Wird eine Be~ ! Dienstnehmer im Sinne des § 1 beschäftigt. 
sdiäftigung ohne feste Arbeitsstätte ausgeübt, so j 
gilt der Wohnsitz des Dienstnehmers als Beschäf-

1 
§ 

5 tigungsort. Der Beschäftigungsort von Hausge- ' 
hilfen, die beim Dienstgeber wohnen, ist der 
Wohnsitz des Diensrgebers. Hat der Dienstgeber 
mehrere Wohnsitze, so ist der Wohnsitz maß­
gebend, an dem der Dienstgeber den überwiegen­
den Teil des Jahres verbringt. 

(3) Ein Dienstverhältnis liegt vor, wenn der 
Dienstnehmer dem Dienstgeber (öffentlich-recht­
liche Körperschaft, Unternehmer, Haushaltsvor­
stand) seine Arbeirskraft schuldet. Dies ist der 
Fall, wenn die tätige Person in der Betätigung 
ihres geschäftlid1en Willens unter der Leitung des 
Dienstgebers steht oder im geschäftlichen Orga­
nismus des Dienstgebers dessen Weisungen zu fol­
gen verpflichtet ist. 

Die Abgabe beträgt für jeden Dienstnehmer 
und für jede angefangene Woche eines bestehen­
den Dienstverhältnisses 10 S. 

§ 6 

(!) Der Abgabepfliditige hat bis zutn zehnten 
Tag jedes Monates die itn Vormonat entstandene 
Abgabensdrnld beim Magistrat schriftlich zu er­
klären und die Abgabe zu entridlten. Erklärun­
gen sind auch dann einzureichen, wenn zufolt;;:e 
der Bestimmung des § 3 eine Abgabe nicht zu 
entridlten ist. 

(2) Für Abgabepflichtigc, die die Erklärungs­
oder Zahlungsfrist wiederholt versäumen oder bei 

§ 3 denen Gründe vorliegen, die die Entrichtung der 
. . Abgabe gefährden (z. B. Verschuldung, 

Von der Abgabe Sind befreu: Mangel an Betriebskapital, bereits frühere Lei-
a) Gcbi~tskörperschaften mit .Ausnahme der 1 stung des O~enbarungseides), kann der Magistrat 

von ihnen verwalteten Betriebe, Unterneh- anstelle der im l\.bs. 1 vorgesehenen monatlidlen 
ruungen, Anstalten, Stiftungen und Fonds; Erklärungs- und Zahlungsfrist eine kürzere, 
ferner die Österreichische Bundesbahn und äußerstenfalls eine wöchentliche Frist vorsdlrei-
die Post- und Telegraphenanstalt; ben. 
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